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Herr
Stadtverordnetenvorsteher
Stephan Färber

Dezernat IV (63)

Az.: Dez. IV

Fassadenbegrünung in Bieber Nord 
hier: Anfrage

Sehr geehrter Herr Stadtverordnetenvorsteher,

die Ofa-Fraktion hat am 20.12.2025 o. g. Anfrage an den Magistrat gerichtet, hierzu 
wird wie folgt berichtet:

Vorbemerkung:

Der Bebauungsplan Nr. 536 A (Bieber Nord) sieht eine umfangreiche 
Fassadenbegrünung vor, für 25 % aller Außenwandflächen. Der Augenschein zeigt 
jedoch, dass diese Fassadenbegrünung kaum existiert und an vielen Fassaden 
überhaupt nicht in Angriff genommen wurde, obwohl die Häuser schon seit längerem 
bewohnt sind.

Hierzu haben wir folgende Fragen:

Frage:
Bis wann müssen die Vorgaben der Fassadenbegrünung umgesetzt sein?

Antwort:
Eine konkrete Angabe ist nicht möglich, es ist vielmehr abhängig vom jeweiligen 
Bauvorhaben und dem konkreten Stand der Bauausführung sowie dem saisonal 
sinnvollen Zeitpunkt der Anpflanzung. Sicherlich lässt sich pauschal sagen, dass bei 
Fertigstellung des Bauvorhabens im Übrigen und dem Eintritt der saisonal sinnvollen 
Bepflanzungsphase die Fassadenbegrünung angelegt sein müsste und sich 
abhängig von der Begrünungsart typisch entwickeln sollte.

Frage:
Werden die Vorgaben des Bebauungsplans überprüft?

Antwort:
Grundsätzlich nicht. Wie bei jedem anderen Vorhaben verhält es sich auch in 
Bebauungsplangebieten so, dass Bauherrschaft und Bauleitung für die Ausführung 
und Überwachung verantwortlich zeichnen. Im Zuge der seit langem erfolgten und 
kontinuierlich weitergehenden Entbürokratisierung setzt die Hessische Bauordnung 
hier klar und gezielt auf die Eigenverantwortung dieser am Bau beteiligten 
Akteurinnen und Akteure. Eine bauaufsichtliche oder auch sonstige behördliche 
Überprüfung ist ausdrücklich nicht mehr vorgesehen.
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Frage:
Wann hat die letzte Überprüfung stattgefunden und was ist das Ergebnis?

Antwort:
Wie vor.

Frage:
Wie wird sichergestellt, dass die Vorgaben des Bebauungsplans erfüllt werden?

Antwort:

Wie vorangehend ausgeführt haben zunächst einmal Bauherrschaft und Bauleitung 
sicherzustellen, dass die Vorgaben des Bebauungsplans und auch alle sonstigen 
relevanten Vorgaben eingehalten werden. Die zuständigen Behörden führen 
entsprechend der Hessischen Bauordnung keine Überwachung und daraus 
resultierende Sicherstellung durch. Bauherrschaft und Bauleitung 
bestätigen/beurkunden, dass das Bauvorhaben nach den Vorgaben des 
Bebauungsplanes und Rechtsvorschriften ausgeführt und fertiggestellt ist. Die 
Bauleitung hat gewissermaßen stellvertend diese bauaufsichtliche Aufgabe inne.

Stellt sich heraus und wird der Behörde bekannt, dass eine Fertigstellungsanzeige 
wahrheitswidrig erfolgte, wird sie im Rahmen des sog. Einschreitensermessens 
entsprechend der Art der Rechtsverstöße, den Priorisierungen im Rahmen des 
Aufgabenanfalls sowie den Kapazitäten einschreiten.

Dementsprechend war und ist im Baugebiet Bieber Nord eine Vielzahl 
verschiedenster, teils auch sehr komplexer Verstöße (abweichende Bauausführung, 
Brandschutzmängel, Schaffung unzulässiger Wohneinheiten) in Bearbeitung.

Darüber hinaus ist derzeit ein Flyer unter Mitwirkung verschiedener städtischer 
Stellen in Bearbeitung, der in Kürze fertiggestellt sein wird. Dieser informiert 
Bewohnerinnen und Bewohner sowie Eigentümerinnen und Eigentümer über 
wesentliche Festsetzungen des Bebauungsplanes und verweist an verschiedene 
Stellen der Stadt, bei denen man sich hierüber beraten lassen kann (hier 
insbesondere Bauaufsicht und Stadtplanung). Darüber hinaus wird darüber 
aufgeklärt, welche Folgen Verstöße haben können. So wird die Gelegenheit 
gegeben, eigeninitiativ das Gespräch zu suchen und so einem eventuellen 
bauaufsichtlichen Vorgehen wie z.B. kostenpflichtigen Anordnungen, Zwangsgeldern 
oder Bußgeldern zuvorkommen zu können. Hintergrund des Flyers ist, dass die 
Käuferinnen und Käufer bzw. Bewohnerinnen und Bewohner oftmals die 
rechtswidrigen Zustände in Unkenntnis übernommen haben. Daher sollen sie in 
einem ersten baugebietsübergreifenden Schritt auf die geltenden Vorgaben 
hingewiesen und ihnen die Chance gegeben werden, eventuelle Verstöße 
abzustellen, ehe repressiv gegen sie eingeschritten.

Mit freundlichen Grüßen

■ ... . .

Paul-Gerhard Weiß 
Stadtrat
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